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Änderungsantrag zu PB.S­01

Von Zeile 229 bis 231:
wir daher erhalten und stärken, indem wir ein Recht auf Homeoffice einführen – mit Blick auf betriebliche
Möglichkeiten, aber auch mit strikten Schutzkriterien versehen. Ein adäquater Arbeitsplatz im
Unternehmen muss aber ebenfallssoll allen zur Verfügung stehen, sei es im Unternehmen, im Homeoffice
oder im Co-Working-Space.

Begründung

Begründung Auch schon vor der Pandemie gab es Unternehmen, deren Mitarbeitenden nie einen
Arbeitsplatz im Unternehmen hatten oder sogar Unternehmen, die gar keine Arbeitsplätze im Unternehmen
vorgehalten haben. Es gibt viele Beispiele, wo das wunderbar funktioniert. Es ist nicht verhältnismäßig,
nicht mehr zeitgemäß und zugleich ökologisch schädlich (Flächenverbrauch!), dass solche Unternehmen
nun z.B. Büroarbeitsplätze anmieten müssen, die dann leer stehen. Genau das verlangt dieser Satz im
Programm jedoch. Unternehmen sollten hingegen dafür sorgen, dass allen Mitarbeitenden ein adäquater
(!) Arbeitsplatz (z.B. in Hinsicht auf Ergonomie) zur Verfügung steht – wo auch immer.
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